
Begehung von Straftaten nach §§214, 215 StGB zusam­
mengeschlossen haben. Hier handelt es sich also um 
einen Zusammenschluß, der hinsichtlich seiner Struktur, 
Planung usw. eine ganz bestimmte vorgegebene Aus­
prägung erfahren haben muß.
2. Der Begriff der Gruppe wird verwendet, wenn es 
darum geht, daß die Täter eine bestimmte Tat »in der 
Gruppe b e g e h e n .  Das gilt für § 213 Abs. 2 Ziff. 3 
StGB. Hier werden keine bestimmten inhaltlichen Ge­
sichtspunkte für die Ausprägung des Zusammenschlus­
ses, dafür aber für die unmittelbare Tatbegehung in 
der Gruppe verlangt. Das heißt, daß Personen, die, 
ohne die Tat selbst begehen zu wollen, einem anderen 
Rat und Hilfe bei der Tatbegehung erweisen, weder 
selbst Gruppentäter werden noch durch ihr Mitwirken 
den Alleintäter zum Gruppentäter werden lassen.
3.. Schließlich gibt es spezielle Tatbestände, in denen 
die Beteiligung an einer bestimmten Tat als Gruppen­
tat erfaßt wird. Es handelt sich hier um die inhaltlich 
bereits beschriebenen Fälle der §§ 214 Abs. 2 und 215 
Abs. 1 StGB.

Abgrenzung zu Anstiftungs- und Gehilfenhandlungen

Hinsichtlich der im 8. Kapitel beschriebenen Gruppen­
delikte teilen wir die Auffassung von Seidel/Lupke, 
daß Anstiftungshandlungen nicht in die Gruppenbetei­
ligung einbezogen werden dürfen.
Ihren Ausführungen zur Abgrenzung der Gehilfen­
handlungen von der Gruppentat ist für § 213 Abs. 2 
Ziff. 3 StGB ebenfalls zu folgen. Das entscheidende Kri­
terium ist, ob der T ä t e r  innerhalb der Gruppe ge­
handelt hat — allerdings genügt hier koordiniertes Zu­
sammenwirken in der Form der Mittäterschaft, um ihn 
als Gruppentäter zur Verantwortung zu ziehen.
Dort dagegen, wo die „Beteiligung“ an einer Gruppe 
vom Tatbestand erfaßt wird (vgl. z. B. §§ 214 Abs. 2 und

215 StGB), ist es — im Gegensatz zur Ansicht von Seidel 
und Lupke — keineswegs legitim, von Beihilfe zu spre­
chen, wenn sich die einen integrierten Teil der Grup­
penhandlung bildende Handlung eines Gruppenmit­
glieds bei isolierter Betrachtung als Hilfs- oder Unter­
stützungshandlung im Sinne der Beihilfe darstellt. Ge­
rade dieses Ergebnis soll vermieden werden, indem im 
Gesetz diese „Beteiligung“ als Täterschaft charakteri­
siert wird. Das schließt nicht aus, daß die Tatbeiträge 
der einzelnen Gruppenmitglieder ihrem Inhalt und Um­
fang nach sorgfältig zu bestimmen sind. Es darf jedoch 
nicht als Beihilfe bezeichnet werden, was Täterschaft 
ist. Dies um so weniger, als sich aus der rechtlichen 
Qualifizierung einer Handlung als Beihilfe zu einer 
Straftat rechtliche Konsequenzen ableiten lassen (z. B. 
außergewöhnliche Strafmilderung gemäß § 62 Abs. 1 
StGB, die im Falle der Beteiligung an einer Gruppe im 
Sinne von §§ 214 und 215 stets unzulässig ist). Das heißt 
nicht, daß Beihilfe zu einerh Gruppendelikt nach § 214 
Abs. 2 und § 215 StGB ausgeschlossen ist. Es sind Fälle 
denkbar, in denen der Täter, ohne in die kooperative 
Tatbestandsverwirklichung innerhalb der Gruppe ein­
bezogen zu sein, Unterstützungshandlungen für die 
Gruppe vornimmt. So wird derjenige, der eine Gruppe 
im Sinne von §216 Abs. 1 Ziff. 2 StGB — ohne selbst 
dazu zu gehören — dadurch unterstützt, daß er die für 
die Durchführung von Gewalttätigkeiten in Aussicht ge­
nommene Person an einen bestimmten Ort schickt, we­
gen Beihilfe zum schweren Fall des Rowdytums zu ver­
urteilen sein.
Im Falle des § 216 Abs. 1 Ziff, 2 StGB genügt für die 
Tatbestandsverwirklichung gleichfalls die oben charak­
terisierte „Beteiligung“, wobei hier hinzukommen muß, 
daß der Zusammenschluß mehrerer Personen mit dem 
Ziel, wiederholt Straftaten zu begehen, erfolgen muß.

2 So auch Welzel, „Gemeinschaftliche Tatbegehung beim 
schweren Fall des Raubes oder der Erpressung“, NJ 1968 S. 722 
(Fußn. 3).
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Der Fall Rehse
(Fortsetzung)*

Das Revisionsverfahren vor dem 5. Strafsenat 
des Bundesgerichtshofs
Auf die beiderseitig eingelegte Revision gegen das Ur­
teil des Westberliner Schwurgerichts 15 — mit der die 
Staatsanwaltschaft die Verurteilung Rehses wegen 
mehrfachen Mordes und Mordversuchs, die Verteidigung 
hingegen Freispruch erstrebte — hob der 5. Strafsenat 
des Bundesgerichtshofs unter dem Vorsitz von Senats­
präsident Prof. Dr. Sarstedt und unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Schmidt, Dr. Börker, Kersting und Her­
mann am 30. April 1968 das Urteil auf und verwies die 
Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung an die 
Vorinstanz zurück. In seiner Begründung führte der
5. Strafsenat aus18:
Die Beurteilung, Rehse sei Gehilfe Freislers gewesen, 
„wird der rechtlichen Stellung eines Berufsrichters

» Der erste Teil des Beitrags ist ln NJ 1969 S. 148 ff. veröffent­
licht.
n Aktz. (500) 3 P (K) 1/67 (5/67) des Landgerichts (West-)Berlin. 
1« BGH, Urteil vom 30. April 1968 r- 5 StR 670/67 - ln: (West-) 
Deutsche Richterzeitung 1968, Heft 12, S. 421.

nicht gerecht“. § 1 GVG, wonach die richterliche Gewalt 
durch unabhängige, nur dem Gesetz unterworfene Ge­
richte ausgeübt wird, habe auch „zur Tatzeit“ gegolten 
und „kann und konnte nicht durch irgendwelche tat­
sächlichen Verhältnisse . . . geändert werden“. Demnach 
sei Rehse „bei der Abstimmung nach dem auch damals 
geltenden Recht17 unabhängig, gleichberechtigt, nur dem 
Gesetz unterworfen und seinem Gewissen verantwort­
lich“ gewesen. „Falls also der Angeklagte bewußt ge­
gen seine richterliche Überzeugung von der Rechtslage 
für ein Todesurteil stimmte, so . . . konnte (er), wenn 
das Urteil rechtswidrig war, nur Täter, nicht Gehilfe 
eines Tötungsverbrechens sein.“ Deswegen könne 
Rehse „nur noch“ bestraft werden, „wenn er selbst aus 
niedrigen Beweggründen für die Todesstrafe stimmte“. 
Mit der Prüfung dieser Frage aber habe sich das 
Schwurgericht nicht oder zumindest nicht genügend be­
schäftigt, zumal die in den Gründen des Schwurgerichts­
urteils zur Charakterisierung der inneren Tatseite ver­
wandten Ausdrücke „Rechtsblindheit“ und „Verblen-

17 Hervorhebung von mir — F. K. K.
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